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Einsatzgeschehen bei Gegenprotesten in Düsseldorf – Welche Erkenntnisse liegen vor? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Im Zusammenhang mit den Gegenprotesten gegen einen AfD-Aufzug in Düsseldorf am 
18.05.2026 wurde in Medienberichten1 über Vorfälle zwischen Polizeikräften, Versammlungs-
teilnehmer/-innen sowie Pressevertreter/-innen berichtet. Unter anderem sollen Pressevertre-
ter/-innen, Demonstrierende und Unbeteiligte teilweise bedrängt und körperlich angegangen 
worden sein.   
 
Große Versammlungslagen stellen für alle Beteiligten besondere Herausforderungen dar. Ge-
rade bei Demonstrationen, bei denen verschiedene Gruppierungen aufeinandertreffen, leisten 
die Einsatzkräfte ihre Arbeit unter schwierigen Rahmenbedingungen. Zugleich ist eine trans-
parente Nachbereitung polizeilicher Maßnahmen im Interesse des Vertrauens in rechtsstaatli-
ches Handeln von Bedeutung. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8216 mit Schreiben vom 29. Juli 2026 namens 
der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Polizeikräfte waren im Zusammenhang mit den Versammlungen oder 

Gegenversammlungen in Düsseldorf am 18.05.2026 im Einsatz? 
 
2. Wie viele freiheitsbeschränkende bzw. freiheitsentziehende Maßnahmen (Inge-

wahrsamnahme, Einkesselungen, Platzverweise etc.) wurden durchgeführt? 
 
3. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zu den in Medienberichten ge-

schilderten, o. g. Vorfällen – zwischen Pressevertretenden, Demonstrierenden und 
Passantinnen und Passanten bzw. Unbeteiligten – vor? 

 
Die Fragen 1 bis 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 

 
1 U.a. https://www.nrz.de/lokales/duesseldorf/article412037139/anti-afd-proteste-in-duesseldorf-ge-
schubst-und-attackiert-vorwuerfe-gegen-polizei.html und https://www.ddorf-aktuell.de/2026/05/18/du-
esseldorf-beim-schutz-der-afd-kennt-die-polizei-keine-deeskalation/  

https://www.nrz.de/lokales/duesseldorf/article412037139/anti-afd-proteste-in-duesseldorf-geschubst-und-attackiert-vorwuerfe-gegen-polizei.html
https://www.nrz.de/lokales/duesseldorf/article412037139/anti-afd-proteste-in-duesseldorf-geschubst-und-attackiert-vorwuerfe-gegen-polizei.html
https://www.ddorf-aktuell.de/2026/05/18/duesseldorf-beim-schutz-der-afd-kennt-die-polizei-keine-deeskalation/
https://www.ddorf-aktuell.de/2026/05/18/duesseldorf-beim-schutz-der-afd-kennt-die-polizei-keine-deeskalation/
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Der Kreispolizeibehörde (KPB) Düsseldorf lagen für den 18.05.2026 vier Versammlungsanzei-
gen mit örtlichem Schwerpunkt Düsseldorf-Bilk vor: 
 

• „Bürgerdialog“ der Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) in der Zeit von 19:00 Uhr 
bis 22:00 Uhr mit erwarteten 120 Teilnehmerinnen und Teilnehmern (Versammlung in 
geschlossenen Räumen),  

• Aufzug der Partei AfD mit dem Thema „Bürgerspaziergang. Rundgang durch Oberbilk. 
Düsseldorfer Stadtbild“ in der Zeit von 16:00 Uhr bis 17:00 Uhr mit erwarteten 40 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern, 

• Aufzug der Organisation „Düsseldorf stellt sich quer“ (DSSQ) mit dem Thema „Wir sind 
Oberbilk. Mit Couscous, Tajin und Atay gegen den Rundgang der AfD. Kein Platz für 
Faschisten in Düsseldorf! Oberbilk ein Viertel, tausend Geschichten. Keine davon ist 
Eure“ in der Zeit von 17:30 Uhr bis 20:30 Uhr und einer nicht bezifferten Anzahl der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern, 

• Kundgebung des Bündnisses „Omas gegen Rechts Düsseldorf“ mit dem Thema „Wir 
kennen nur Menschen“ in der Zeit von 16:15 Uhr bis 17:00 Uhr mit einer nicht bezifferten 
Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmern. 

 
Darüber hinaus fanden sich im Kontext der Versammlung des Aufzuges der Partei AfD etwa 
250 Personen zu einer nicht angezeigten Gegenversammlung zusammen. Aus der Versamm-
lung heraus versuchten Einzelpersonen und Kleinstgruppen wiederholt, in Einzelfällen gewalt-
sam, auf die Aufzugstrecken zu gelangen und den Aufzug der Partei AfD durch (Sitz-)Blocka-
den zu stören. 
 
Die KPB Düsseldorf bewältigte den polizeilichen Einsatz in einer besonderen Aufbauorgani-
sation (BAO) mit in der Spitze bis zu 130 Einsatzkräften. Im Zusammenhang mit der Einsatz-
bewältigung berichtete die KPB Düsseldorf von zwei Platzverweisen gegen Einzelpersonen. 
Darüber hinaus wurden mehrere, niederschwellige freiheitsbeschränkende Maßnahmen an 
polizeilichen Absperrungen und durch den Einsatz unmittelbaren Zwangs (Schieben/Drücken) 
gegen Einzelpersonen sowie Kleingruppen notwendig. Diese Maßnahmen dienten primär der 
Verhinderung von Störungen und Störversuchen zum Nachteil des Aufzuges der Partei AfD, 
mithin der Gewährleistung der Versammlungsfreiheit nach Art. 8 Abs. 1 Grundgesetz. Die 
Platzverweise folgten als Reaktion auf vorausgehende, einfache Körperverletzungen, nach-
dem zuvor entsprechende Ermittlungsverfahren eingeleitet und die Identitäten der Tatverdäch-
tigen festgestellt wurden. Zu freiheitsentziehenden Maßnahmen im Wege einer Fest- oder In-
gewahrsamnahme kam es nicht. 
 
Im Zusammenhang mit der dargestellten Verhinderung von Störungen des Aufzuges der Partei 
AfD durch den Einsatz polizeilicher Absperrungen und unmittelbaren Zwangs gab ein Presse-
vertreter bei dem eingesetzten Pressesprecher der KPB Düsseldorf an, dass er einen Stoß 
mit einem Einsatzmehrzweckstock erhalten habe. Ein Strafverfahren wegen gefährlicher Kö-
perverletzung im Amt wurde von Amts wegen eingeleitet.  
 
 
4. Sind im Zusammenhang mit dem Einsatz Beschwerden, Strafanzeigen oder in-

terne Prüfungen eingegangen bzw. eingeleitet worden? (falls ja, bitte auch benen-
nen, in welchem Umfang und mit welchem Gegenstand) 

 
Der KPB Düsseldorf lagen zum Berichtszeitpunkt (Stand: 01.07.2026, 12:00 Uhr) drei Be-
schwerdevorgänge im Sachzusammenhang vor. Diese Beschwerden wurden durch unbetei-
ligte Dritte auf Grundlage von öffentlich zugänglichen Videosequenzen (Internet, Soziale Me-
dien) eingereicht. 
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In einem Fall ergab sich der Anfangsverdacht einer vorsätzlichen, einfachen Körperverletzung 
im Amt, sodass von Amts wegen ein Strafverfahren eingeleitet wurde.  
 
 
5. Welche Verfahren der Einsatznachbereitung oder Evaluation – auch mit Veranstal-

tenden der Gegenproteste, zivilgesellschaftlichen Akteuren oder dem Polizeibeirat 
– wurden bzw. werden im Zusammenhang mit dem Einsatz durchgeführt? 

 
Der Einsatz wurde durch die KPB Düsseldorf gemäß Landesteil NRW zur 
Polizeidienstvorschrift (PDV) 100 VS-NfD – Teil C nachbereitet. Die Beteiligung externer Stel-
len ist dabei grundsätzlich nicht vorgesehen. Eine Erörterung findet gleichwohl auf Initiative 
der KPB Düsseldorf in der nächsten Sitzung des Polizeibeirats statt.  
 


